Fragen an die Parteien
Im Vorfeld der Wahlen zum Berliner Abgeordnetenhaus im September 2006 fragen wir Sie:

1. Berlin unternimmt große Anstrengungen, den ÖPNV barrierefrei zu gestalten. Dennoch wird es noch Jahre dauern, bis eine vollkommene Barrierefreiheit erreicht ist. Bis dahin muss die Mobilität von Menschen mit Behinderungen gesichert werden. Außerdem gibt es viele Menschen mit Behinderung, die auch einen barrierefreien ÖPNV nicht nutzen können. 

Welche Vorstellungen haben Sie, den Sonderfahrdienst für Menschen mit Behinderung zu erhalten, der für die Nutzer auch bezahlbar ist?

2. Werden Sie sich nach der Wahl dafür einsetzen, dass die Freifahrtregelung im ÖPNV für schwerstbehinderte Menschen ohne Abstriche erhalten bleibt?

3. § 51 der Berliner Bauordnung beinhaltet die Barrierefreiheit beim Bauen. Werden Sie sich nach der Wahl dafür einsetzen, dass es weniger Ausnahmen bei Um- und Erweiterungsbauten gibt?

4. Ein erheblicher Teil der Berliner Arztpraxen ist nicht barrierefrei zugänglich bzw. ausgestattet. Das betrifft insbesondere die meisten Spezialpraxen. Zwischen dem Zulassungsrecht, nach dem bei Übernahme einer Praxis diese in den bisherigen Räumen fortgeführt werden muss, und der Berliner Bauordnung, die für öffentlich zugängliche Einrichtungen Barrierefreiheit vorschreibt, besteht ein großer Widerspruch.

Was wollen Sie tun, damit die ärztliche Versorgung von über 20.000 Menschen im Rollstuhl in Berlin gesichert wird?

5. Werden Sie sich nach der Wahl dafür einsetzen, dass das Landespflegegeld für blinde und hochgradig sehbehinderte Menschen als einkommens- und vermögensunabhängiger Nachteilsausgleich ohne Abstriche erhalten bleibt?
6. Es kommt in Berlin immer wieder zu Ungleichbehandlungen bei der Beantragung von Landespflegegeld – Bearbeitungszeiten, Gutachterkriterien und auch die Kompetenz der Sachbearbeiter variieren von Bezirk zu Bezirk. 

Werden Sie sich nach der Wahl für die Einrichtung einer zentralen Landespflegegeldstelle einsetzen?
7. Die medizinische Versorgung hochgradig hörgeschädigter Menschen mit geeigneten Hörhilfen hat sich zusehends verschlechtert. Die von den Spitzenverbänden der Krankenkassen festgelegten Festbeträge sind derart niedrig bemessen, dass hochgradig Hörgeschädigte derzeit einen vierstelligen Euro-Betrag für ihre Hörgeräte zuzahlen müssen. Die Versorgungslage für hochgradig Hörgeschädigte entpuppt sich zusehends als soziale Frage. Das Grundrecht auf Hören ist zu einer Frage des Geldes geworden, die Zwei-Klassen-Gesellschaft bei den Hörgeräteträgern zur Realität. 
Was werden Sie tun, um die Unterversorgung bei Hörhilfen für hochgradig 
hörgeschädigte Menschen zu beenden und dafür zu sorgen, dass auch sie mit 
notwendigen und geeigneten Hilfsmitteln versorgt werden?
8. Wird sich ihre Partei für einen verbesserten Informationszugang für gehörlose Zuschauer einsetzen, z.B. für einen Gebärdensprachdolmetscher bei der Berliner Abendschau des RBB?
9. Wird sich ihre Partei für den Einsatz von Gebärdensprachdolmetschern in Krankenhäusern, z. Bsp. bei den ärztlichen Visiten, Schwanger-schaftsberatungen, vor und nach Operationen und in den Notaufnahmen stark machen?
10. In welcher Form setzen Sie sich nach der Wahl dafür ein, dass ein Präventionsgesetz die Belange chronisch kranker und behinderter Menschen im Sinne der Sekundär- und Tertiärprävention berücksichtigt?

11. 
Was werden Sie tun, um die Prävention von Krebserkrankungen zu verbessern?

12. Die Selbsthilfeorganisationen haben den Vorschlag eingebracht, im Land Berlin ein unabhängiges Informationssystem im Bezug auf die Entwicklung von Qualitätskriterien für eine optimale medizinische Versorgung aufzubauen. 
Inwieweit würden Sie diesen Vorschlag unterstützen und wie sehen Ihre Vorstellungen dazu aus?

13. Die Verbesserung der Qualität in der Versorgung rheumakranker Menschen bleibt eine gemeinsame Aufgabe von Politik, Selbstverwaltung und Selbsthilfe. In welcher Form setzen Sie sich dafür ein, dass auch in der kommenden Wahlperiode die Anliegen rheumakranker Menschen berücksichtigt werden?

14. Die durch Zecken übertragbare Lyme-Borreliose ist eine der schwersten Infektionskrankheiten. Sie ähnelt im Krankheitsbild der Syphilis, ist aber in Diagnostik und Behandlung weitaus komplexer. Einige wenige Ärzte, die sich um das Krankheitsbild bemühen, bekommen regelmäßig Schwierigkeiten mit der kassenärztlichen Vereinigung wegen Budgetüberschreitung. Diese Ärzte brauchen dringend eine Zulassung als Praxisbesonderheit. Da die Krankheit meist viel zu spät diagnostiziert wird, nimmt sie sehr häufig einen verhängnisvollen Verlauf. Die Folgen sind dauernde Arbeitsunfähigkeit, frühzeitige Berentung und Pflegebedürftigkeit. 

Wie wollen Sie die Selbsthilfe in ihrem Kampf gegen diese Krankheit und für eine zuverlässige ärztliche Versorgung unterstützen?

15. Was wollen Sie tun, um zu verhindern, dass immer mehr Menschen ihren Versicherungsschutz in der Krankenversicherung verlieren und wie wollen Sie sichern, dass die medizinische Versorgung weiterhin allen Menschen offen steht? Welche Maßnahmen wollen Sie für diejenigen Menschen einleiten, die ihren Versicherungsschutz bereits verloren haben?
16. Mit dem Modellprojekt zum „trägerübergreifenden persönlichen Budget“ unterstützt das Land Berlin das Interesse behinderter Menschen an einer selbstbestimmten Gestaltung der von ihnen benötigten persönlichen Assistenz. Dem stehen zum einen Einsparpläne im Bereich Hilfe zur Pflege und Eingliederungshilfe im Rahmen der Einführung des Modellsozialamtes 2005/2006 entgegen und zum anderen die uneinheitliche Bewilligungspraxis der Bezirksämter, die immer wieder den Eindruck von Willkür erweckt. Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Hilfen bedarfsgerecht gewährt werden, d.h. in einem Umfang und einer Höhe, der behinderten Bürgern und Bürgerinnen eine selbstbestimmte Lebensführung ermöglicht? 

17. Wie gedenken Sie, bewährte und gewachsene Beratungsangebote für behinderte Menschen auch in Zukunft sicherzustellen und deren Finanzierung zu gewährleisten? 

18. Welche Landesprogramme werden Sie initiieren, um die Arbeitslosigkeit von Menschen mit Behinderung - vor allem jener über 50 Jahre - sinnvoll zu bekämpfen, damit auch jene Menschen eine schnellere und umfassende Eingliederung und Teilhabe am Arbeitsleben sowie bessere Arbeits-bedingungen und somit optimale Partizipationschancen an der Arbeitswelt bekommen?
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